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Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger '~.9~3,42 ~ ne~~t Zinsen •
hierau$ln Höhe von fünf Prozentpunkten Ober dem Jeweiligen Basis:z:tnä-
satz seit 01'.11,2009 zu Z61hlen.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Di~ Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe'von 110 % des jeweils
zu vollstreckenden Betrages vorläufig voll$treckbar.

TATBESTAND:

Der Kläger nimmtdie Bekla9~eaufROckzahlung eines Betrages in ~nspr~ch, den die,

Beklagte aufgrund von Gaspreiserhöhungen zu Unrecht vereinnahmt haben soll,

Die Beklagte, ein' örtliches Energieversorgungsunternehmen, ~chIOSSmit dem Kläger

als' Sonderkunde unter Verwendung ejnes von ihr·.vorformulierten Vertragsformulars
, .'. .

ini Jahre 1989 einen Vertrgg Ober die Belieferung des HausgrundstQckes des' Klä.o- .
gers mit Erdga~. Die BelieferUng des Klägers als Kunde des Kundensegmentes

"Vollversorgungl und 11"erfolgte auf der Grundlage des Tarifs 250. Im Wege der An-
derungskondigung wurde in dem Vertrag des ,Klägers mitWirkung zum 01.10.1990

u,nter Ziffer 3. der "Bedingungen für die ErdgaslIeferungnach Sondervertrag" folgen,:,

da Preisanpassungsk.lausel eingefügt:

"Main-Kinzig Gas wird den Erdgaspreis unter Berücksichtigung der Kosten-

entwicklung für die Bereitstellung von Erdgas und der jeweiligen Verhältnisse

auf dem Haushaltswärmemal1d in der Regel zuiTl 1. April und' 1. Oktober eines

Jahres festsetzen. Preisänderungen zu anderen Terminen bleiben vorbehSI-

ten. Preisänderungeh werden in der Tagespresse des Versorgungsgebietes

öffentlich bekanntgegeben."

,Inder Folge hob die Beklagte ihre Arbeitspreise mehrfach an. Fürden Gasverbra~ch

im Zeitraum 200sbis 30,11.2009 steUte die Beklagte dem Kläger mit den jeweiligen

Jahresrechnungeninsgesamt'7.168,14 € in Rechnung. Der hierin enthaltene Grund.
,.
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prets für den vo~tehenden Zeitrsl:'m belief sich aunnsgesamt 1.883,25 €.Im April

2009 Obersandte die Beklagte dernKIAger ein Schreiben zur Änderung darfür d@n

. Vertrag geltenden ergänzenden Bedingungen. Die geänderten ergänzenden Bedin-

gungen enthielten uhter Ziffer 3. eine neue Prej$anpas~ungskli;lusel, hinsichtlich de-

ren Inhaltes auf Blatt 166 d.A. yerwiesen wird. Mit Schreiben. vom 21.08.2009 berief

sie!"der Kl~gerauf die Unwirksamkeit der ursprOnglietJen Preisanpassungsklausel ...

und erklärte. dass ab sofort aUe geleisteten Verbrauchszahlungen unter dem Vorbe-

halt der Rückzahlung stündeh. Mit Schreiben vom 05.1 O.2009·fornerta der Klägerdie-" . .

Beklagte. zur ZahlUng eines Rückforderung$betrages in Höhe von 3.219.00 € bis zum

10.11.2009 auf. Im Prozess err.echnet der Kläger nunmehr eine überzahlung Im

streitgegensU;indlfchen Zeitraum j'1 Höhe von 2.903.42 € ais Differenz 'des aufgrund

der Preiserhöhungen gezahlten Entgeltes zu dem Entgelt, welches sich unter

Zugrundelegung des bei Vertragsschlussgeltenden Brutloarbeitspreises von 0,0221

€IJ<Wh (bei 16 % MwSt. )bzw. von 0,0227 €/kWh (bei 19 % MwSt.) errechnen WUrde.

Hinsichtlich der Kalkulation des Klägers wird auf Blatt 17 ff d .A. Bezug genommen.

Der Kläger ist der Ansicht. die.8el<lagtesei mangels wirksamer Preisanpassungs-

klausel zur Rückzahlung der geleisteten Beträge verpflichtet. soweit diese auf einem
über dem bei Vertragsschluss gelte'nden Arbeitspreis liegenden Arbeitspreis beru.-

hen. Die PreiserhÖhungen seien auch nioht durch schlüssiges Verhalten. insbeson-

dere durch zunächst widerspruchslose Hinnahme der Jahresrechnungen und deren

Begleichung, milder Beklagten vereinbart worden. Anders als im Tarifkundenbe~

re.ich,.der mit §4 Abs. 2 AVBG;).sV bzw. § 5 Abs. 2·GasGW das,c)b eines Preisän .•

derungsrechtes verordnungsrechtlieh festschreibe, und wonach PreiserhOhungen

gegenüber einem Kunden wirksam werden. der sich nicht aufgrund §315Abs. 1

9GB gegen die Unbilligkelt des neuen Preises ausspreche, betreffe die Unwirksam-

, keit der Preisanpassungsklausel im Sondervertragsbereich bereits d~s Öb dar Preis-

änderungen, weshalb es eines Widerspruches .des KUridengegen den neu verlang-

ten 'preis nicht bedürfe, da bereits die Preisanderung selbst unzulässig gewesen set.

Det.Kläger vertritt ferner die.Auffassung, der Rückforder:ungsanspruch sei 'auch nicht

auf einen kostendeckenden Preis bzw. Marktpreis zu begrenzen. Denn die Beklagte

trage als Lieferant das Entreicherungsrisiko für die im Zusammenhang. mit der Erlan..:

gung des Bereicherungsgegenstandes getätigten Aufwendungen, etwa durch höhere

Beschaffungskosten wahren~ des Bezugszeitraumes.
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Der Kriiger beantragt, .
· - .' die Beklagte zu verurteilen, an ihn 2.903,42 € nebst Zinsen in Höhe

von 8%.Punkten Ober dem Basiszin~$atz seit-01.1-1.2009 zu zahlen.
. .

Die Beklagte beantragtj
die Klage äbzuweisen.

Die Beklagte beruft sich hinsichtlich der f\nsprüche des Klägers aus dem Jahr 2005

· auf Verjährung. Die Beklagte meint im Übrigen, da der Kläger die Preisanpassungen

nicht inangemessetler Zeit beahstandet habe. sond~m vielmehr fortg.esetzt Gas au.s

dem Leitungsnetz entnommen und die Jahresrechnungen beglichen habel handele

es sich bei den abgerechneten Preisen trotz unwirksamer ·Preisanpassung$kl~usel

um zWischen den Parteien vert3inbarte Preise. Jedenfallsabef. greife hier unter Be-

rücksichtigung des Urteils des Bundesgerichtshofs vom 14.07.2010, ÄZ.: VIII ZR

246108: die vom Bund~sgericht$hof i,; einem obiter dictum für langjährige Vertrags-

verhältnisse angedeutete ergänzende Vertragsauslegung ein ..Angesicht~ der erheb-

lichen Bezugskoste'nsteigerungen der Beklagten - im Zeitraum von 1990 bis 2009 in

der Spitz~ um 226,71 % - fuhre-ein Festhalten an dem Preis zum Zeitpunkt des Ver- -

tragsschlusses zU einem erheblichen Mls~verhältnis zwischen Lel~tung und Gegen-

leistung. Es mOsse auch der Massengeschäftscharakter der Haushaltskundenver-

sorgung mit Gas berOcksichtigtwerden. woraus im Falle der"Abrechnung aller Ver-

träge zu dem vor dem Beginn der Wider:spruchswelle im Oktober 2005 gelten~eh

Preisnrveau allein imnichtverjährten Zeitraum FWckf6rd~rungsansprüche in zweistei-

liger Millionenhöhe drohten. Ein solqhes Rückforderungsrisiko'sei d~r Beklagten nicht

.zU'lrlutbar: Die Beklagte 'habe auch keinen Anlass gehabt. diesem ROckforderungsri-

siko durch VertragskOhdigung zu entgehen. Na-ch der gebotenen ergänzenden Ver-

tragsauslegung schulde der Kläger den Marktpreis imstreitgegenständlichenZeit-

raum. Der Kläger sei jedoch weitestgehend bereits zu einem günstigeren als dem .

.MarKtprelS von de'r 8$klagt~nbellefelt worden. Jedenfalls aber-sei de~Kläger zur

Zahlung eines kostendeckenden Preises verpflichtet; die Preisvorstellungen des ·Kla·

gers entsprächen jedoch bei Weitem nicht dem kostendeckenden Preis. Hinsichtlich'

der Kalkulationen der Beklagten wird auf Blatt 171'ff d.A. Bezug genomm~n. Hilfs-

· we!se'beruft sich die Beklagt~aüfaetlWegfall der Geschäftsgrundlage. Wetter hUfs-
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I'ff:·-··

,~:jtg'umentiert die Beklagte, dass die F"ordetungen des Klägers verwirkt 'selen,
':t;b'rigen'habe der Kläger seine Berechnungen nicht nachvollziehbar erräutert. '

}~r
. ,\,r Ergänzung des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen den Parteien ge-

~';";'"

.,:i~;;~chs~'ten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen. '
,:IR;;?' .: ' .

~f:,
t: ~..';.i;•..... .

ENTSCHEfDUNGSGRÜNDE:

-" Die 'Klage ist zulässig und hinsichtlich der Hauptforderurig votlumfänglich, hinsichtlich

der geltend gemachten Zinse,n teilweise begrOndet.

Der KJäger hat gegen die Beklagte gemäß § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB einen An·

spn-lch auf Erstti~ung des mit der Klagegertend gemachten Betrages. 'Soweit der '

Kläger im streitgegenstandlichen Zeitraum an die Beklagte Entgelte geleistet hat, die

auf einem Arbeitspreis von mehr als 0.0221 €'Ik.Wh (bei 16 % MwSt.) bzw. 0,0227

€/kWh (bei 19 % Mw~t.) beruhten, sind die Zahlungen mangels wirk$~mer vertragli-

cher' Grundlage ohne Rechtsgrund erfolgt.

Aus Ziffer 3. der Bedingungen für die Erdgasfieferung nach Sondervertrag vermag

die Beklagte etne BereChtig'~ngzur Erhöhu'ng,der Arbeitspreise nicht herzuleiten.

Denn bei dieser Preisanpassungsklausel handelt es sich um eine allgemeine Ge-

schäftsbedingung im Sinne de.s § 305 Abs. 1 S. 1 BGB. die gemäß §307 Abs, 1

8GB unwirksam ist, weil sie riicht hinreichend klar und verstandli~hist und,die Kun-

.den der Beklagten deshalb unangemessen benachteiligt. Die Preisanpassungsklau-

sel verstößt gegen das Transparenzgebot, weil sie keine konkreten Kriterien nennt

aus denen sich die sachlichen Voraussetzungen und der zulässige Umfang einet

Preiserhöhung ergeben könnten. Vielmehr wird der Beklagten weitestgehendes Er-

messen bei der Festsetzung der Preise,eingeraumt, ohne dass für den 'Kunden auch

nur annähernd vorhersehbar wär~, in welchem Umfang Preisanhebungen aufihn

zukommen (OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 05.05.2009. Az.: 11 U 61/07 -Juris).,

Hinsichtlich der vom Kläger monie'rten I von der Beklagten modifizierten Arbettsprelse

liegt auch keine individueHe Vereinbarung der Parteien vö'r.



Eine diesbezügliche ausdrückliche Absprache existiert nicht. Eine, Preisvereinbarung

isfauch nicht durch konkludentes Verhalten dadurch zustande gekommen. dass der

Klägefin Kenntnis der in der örtlichen Pres,se veröffentlichten und Ihm jedenfalls, ,

durch die Jatlresabrechnungenbekanntgegebenen Preiserhöhungen weiter Gas be-

zogen und die veränderten Tarife nicht in angemessener Zeit beanstandet hat. Bei

d~r ein~eitigen'Preiserhöhun,geines ~nergieversorgungsunternehmens aufgflJnd

einer Prejsl:lnpass~nfjsklausel" die unwirksam oder nicht VertragsbestandteIl gewor-

den ist. kann die vorbehaltlose Zahlung des' erhöhten Preises durch dEm Kunden

nach Übersendung einer auf der Prefsemöhung basierenden JahreSabrechn'ung

nicht aJs.stillschweigende Zustimmung zu dem erhöhten Preis angesehen werden

(BGH. Urtefl vom 14.07.20-1'0, WM 2010, 1762 ff,). Die Übersendung einer Jahresab~

rechnung. die einseitig erhÖhte Preise ausweist, impliziert aus Sicht des Kunde'n

nicht ohne Weiteres den Willen desVersorgungsunternehmens, eineÄnd~,rung des
Gaslieferungsvertrages hinsichtlich des vereinbarten Preises ·herbeizufü,hren.Mit der

.Begleichung einer Rechnung bringt der Kunde zunachst allein seine Vorstellung zum

AuSdruck. hierzu verpflichtet zu sein; Ober den Charakter als bloße ErfUltungshand-

lulig hinaus enthält'das vorbehaltlose Begleichen e;ner Rechnung keine Aussage-

des Schuldners, 'zugleich den Bestand der erfüllten Forderung insgesamt oder in ein-'

zeinen Beziehungen auße.r Streit steHen zu wollen (BGH a.a,O.). Die vom Bundesge-

richtsHof (BGHZ 178,362; 172, 315) zueinse;tigenPreis~rhöhung~n in einem Tarif-
kundenvertrag ergangene Rechtsprechung, wonach im Falle eines bestehenden

Preisänderungsrechts nach § 4 Abs: 1 AV8GasV oder § 5 Abs. 2 GasGW eine

Preiserhonung bei widerspruchslosem Weiterbezug als vereinbart gilt, ist aufSon-

dervertragsverhältnisse -" wIe hier - nicht übertragbar, weil hFer nicht lediglich Unge-

wissheit darüber besteht. ob die Preisanpassung der Höhe nattl der BilligkeitsKon-

trolle gern. § S15 Abs. 3 BGB standhält, sondern ob Oberhaupt eine Berechtigung zur

PreisanpassLing besteht (8GHa.a; 0.).

Ein Preisänderungsrecht der Bekfa9t~nergibt sich auch nicht aus dEm Bestirnmun-

gen der AVBGasV. Zwar wird auf diese Bestimmuhgen unter Ziffer 5. der Bedingun...

gen für die Erdgaslieferung nachSondervertrag Bezug genommen. Gemäß Ziffer 5.

sollen dIese Bestimmungen jedoch nur gelten, soweit in dem SonqerVertrag nichts

anderes vereinbart ist. Hinsichtlich der Pre,isänderung enthäJi §3 der Bedingungen
,

fOr die. Erdgaslieferung flach Sondervertrag aber eine, solche "andere'i, wenn auch
unwirksame, Vereinbarung,
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~in Preisbestimmungstecht verrnagqie Beklagte vorliegend auch nicht aus eineret.
gänzenden Vertragsauslegung (§§ 157, 133 BGB) zu.deduzieren.

Da im Falle unwirksamer Allgemeiner Geschäftsbedingungen der Vertrag. gemäß

§306Abs.1 8GB im Übrigen wirksam bleibt und sich sein Inhalt gemäß § 306 .

.. Abs: 2'8G8 nach de~ gesetzlichen Vorschriften lichtet, kommt eiile ergänzende Ver-

tragsauslegung nur in Betracht wenn sich die niit ~em Wegfall einer unwirksamen

Klausel entstehende Lücke nicht durch dispositives Gesetzesrecht füllen lässt und

dies zu einem Ergebnis führt, das den beiderseitigen Interessen nicht mehr ;11' ver-

tretbarer Weise Rechnung trägt, sondern das Vertrqgsgefüge völlig einseitig zuguns~
1 .•••~ •

!en des Kunden verschiebt (BGHZ 137. 153 ff.; 90.69 ff.}. Dispositives Recht steht

.Zl.Jf AusfüHung der Vertragslücke vorliegend nicht zur Vertilgung. Die §§ 433 ff. 8GB,

die auf den Gasbezugsvertrag als Kaufv~rtrag' in Gestalt eines Sukzessivlieferungs~

, vertrages AnwfJndungfinden, hälteti" keine 'Regelung zur PrelsahpalSsung bereit,

wenn .es nach Vertragsschluss zu tatsächlichen Veränderungen im Bezugspreisge~

füge des Versorgers kommt. Nachdem die Beklagte,die von ihr geschuldeten Gaslfe-

ferungen in der Vergangenheit bereits erbracht hat, kommt auch ein Leistungsver-

weigerungsrecht wegen eines groben Missverhältnisses zwischen der Lieferung und

dem Leistungsinteresse des Gläubigers gern. § 275 Abs. 2 BGB hicht in Betracht.

Daher ist zu pfOfen, ob der Wegfall der Preisanpassungsklausel zu einem Ergebnis

führt. das den beiderseitigen Interessen nicht mehr in vertretbarer Weise Rechnung

trägt. sondern das Vertragsgeftlge völlig einseitig zu .Gunsten des Kunden ver-

schiebt. Hierbei Ist jeweils 'auf das einzelne Vertragsverhaltnis abzustellen. Maßgeb-

lich Ist also nicht. ob die Allgemeinen Geschäftsbedingungen sich ohne den unwirk-

samen Bestandteil generell.als unausgewogen darstellen, s(:mdern zu prOfen ist. ob
, .

das Ergebnis im konkrete,n Fall unzumutbar ist. Dabei ist insbesondere auch die ..

tatsächliche Entwicklung nach Vertragsschluss zu berücksichtigen, Die Bejahuhg

eines unzumutbaren Ergebnisses schon bei jeder - wenn auch möglicherweise er-

heblichen - nicht abwälzbaren Kostensteigerung auf Seiten 'des Gasversorsers liefe

darauf hinalJs. den Gasversorgerwengehend von seinem untemehmerischen Risiko

zu entlasten. Dies liefe indes dem ~rund5atz zuwider, dass das wirtschaftliche Be-:
schaffungsrisiko im Gaslieferungssondervertrag - wie in anderen Ueferverträgen

~Llch - grundsätzlich beim Lieferanten liegt. Das wirtschaftliche Risiko wird nach den
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Allgemeinen Geschäftsbedingungen ·der Beklagten dadWl;:h kompensiert. dass ihr.
das Recht zusteht, sich durch Kündigung vom Vertrag zu lösen.

Der BundesgerichtshOf ha.t in seinem Urteil vom 14.07.2010 0NM 2010,1762 ff.)

offen gelas~en. Qb eine andere Beurteilung dann geboten ist. wenn es sich um ein

langjährifjes Gasversorgungsverhältnis handelt, der betroffene Kunde den Preiser-

höhungen und den darauf basierenden Jahresabrechnungen über einen längeren

Zeitraum nicht ~dersprochen hat, \,Jod nunmehr auch für länger zurückliegende Zeit~

abschnitte die Unwirksam~eit der PreiserhOhungen, etwa durch Klage auf RUckzah .•

lung geleisteter Entgelte. geltend rnacht. Seien in einem solchen Fall die Gests-

hun~Skosten des Gasversorgungsunternehmenserheblith gestiegen und ergebe

sich daraus fOr die· betroffenen Zeiträume ein erhebliches Missverhältnis zwischen .
, ,

dern Wert der von dem Unternehmen zu erbringenden Leistung und dem vereinbar~

ten Preis, lasse sich die Annahme eines nicht mehr interessengerechten Ergebnis-

ses jedenfalls hinsichtlich der länger zurückliegenden Zeitabschnitte nicht ohne Wei-

teres mit der Begründung verneinen, dass für den Gasversorger eine Kündigungs-
. .

möglichkeit bestanden habe. Denn für das Versorgungsuntemehmen habe in einem

solchen·Fali zunächst kein Anlass bestanden, eine Kündigung des Vertrages in Er-

WägUng zu ziehen. so der Bundesgerichtshof ..

Bei dem hier streitgegenst~ndlichen GasbezlJgsvertrag handelt es sich zwar um ein

langjähriges Vertragsverhältnis; daraus. das$ der Kläger die Unwirksamkeit der

Preisanpassungen fDr den streitgegenständlichen Zeitraum geltend macht. ergeben

Sich vorliegend allerdings auch unter Berüc.ksichtigung des obiter dictum des Buh-·

desgedchtshofsfür die Beklagte keine unzumutbaren Nachteile. Dass die Beklagte

das Vertragaverh'älthis nicht fruhzeitig gekündigt hat. kann ihr hinsichtlich der Frage.

ob eine ,ergänzende Vertragsauslegung geboten ist. auch in Ansehung der vorzltier-

ten Entscheidung des 6undesgerichts'hofs nicht zum Vorteil gereichen. Zwar weist

die Beklagte zutr-effend darauf hin. dass nicht paüschal, sondern in jedem Einzelfall

. gesondert geprüft werden muss, ob das Versorgungsuntemehmen überhaupt Anlass

hatte. elne·Kündigung des betroffenen Vertrages. in Erwägung zuziehen. Entgagen

der Ansicht der Beklagten bestand ein solcher Anlass für sie allerdings nicht erst mit

..Erlass des Urteils des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom .05.05.2009, Az.:

11 U 61/07. n11twelchem die Unwirksamkeitder Preisanpassungsklausel rechtskräf-

tig festgestellt wurd~,Die Argumentation der Beklagten. fOr sie habe keine' Veranlas-
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~vng bestanden. vor dem Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt am Majn eine.

KOndigung in Erwägung zu ziehen, dehn in der Vorinstanz habe das Landgericht. , ". ,

..'Frankfurt sm Main die Krage der Kunden noch votlumfängHch abgewiesen. außer-
. .

dem müsse es erlaubt sein, den Ausgang eines Rechtsstreits durch Urteil abzuwar-

ten, verfängt nicht. Denn erne Kündigung des Vertrages hatte von der Beklagten

schonEnde 2005/Anfang 2006 angesichts der Tatsache erwogen werden müssen,

dass zahfreiche Kunden gegen die von der Beklagten vorgenommenen Prelserhö-

hungenzu diesem Zeitpunkt Widerspruch erhoben hatten, und dass sich, wie"der

Beklagten unter anderem aLlS den vielfältigen Berichten in den Medien bekannt $~jn

mUsste. in ganz Deutschland bereits zahlreiche Endabnehmer gegen Gaspreiserhö-

hungen gewehrt hatten. Dass steh die Beklagte dieser Problematik sehr wohl auch

frühzeitig Qewusst war, wird du'rch den;Umstand dokumentiel1, dass die Beklagte

den zu diesem Zeitpunkt massiv einsetzenden Preisprotest selbst anschaulich als

iWiderspruchswelle" b~zeichnet Die Argumentation der Beklagten, sie seiberechtigt

gewesen, zunächst den Ausgang des vor dem Oberlandesgerfchts Frankfurt am

"Maingeführten Rechtsstreits Ober die Wirksamkeit der Preisanpassungsklausel ab-··

zuwarten, greift deshalb nicht durch. Vielmehr musste die Beklagte auch und gerade

im H1r1bHckdarauf,~ass die Entscheidung des OberlandesgerIchts Frankfurt ani

Main vom 05.05.2009. In der die Unwirksamkeit der Preisanpassungsklausel festge- "

stellt wurde, auf einer Jahrzehnte alten Rechtsprechung zum AGB-Recht beruht, mH

der Möglichkeit des Unterliegens rechnen (OLG Koblenz, Urteil vom 02".09.2010,

Az,; U 1200/09, Kart.). Nicht zuletzt auch deshalb, weil das wirtschaftliche Risiko der

UnwirKsamkeit einer in AHgemeinen Geschäftsbedingungen enthaltenen Vertrags-

klausel nach der in §§ 305 c Abs. 2, 306 Abs. 2, Abs. 38GB zum Ausdruck kom-
" .

menden normativen Wertung grundsätzlich den Verwender, hier mithin die Beklagte,

trifft., obls9 es ihr, rechtzeitig Vorkehrungen für den. Fall der festge~telJten Unwirkn

samkeitder preisanpassungsklausel zu treffan. etwa durch Bildung von ROcklagen

(LG Köln, Urt~i1 vom 07.10-.2010, Az..: 80 302/09). Dazu gehört auc~1 dass die Be-

..klagteeine frühzeitige Kündigung des Jeweiligen Vertragsverhältnisses in ErWägung
zog (OlG Kobleni a.a.O.). Bei der Prüfung, ob der ersatzlose Fortfall der Pr.eisände.;

" rungsklausel für die Beklagte zu einem unzumutbaren Ergebnis fUhrt. mOssen des •.

halb diejenigen Belclstungen außer Betracht bleib~n, die sich daraus ergeben, dass

das Vertragsverhältnis mit dem Kläger zunEichst unter Beibeha.ltung der letztlich un-

wirksamen Preisanpa~sungsk'ausel fortgesetzt wurde. Ob der Kläger im Falle einer
. . .

frühzeitigen Kündigung durch die Beklagte weniger lan~e mit der Erhebung einer
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.,t8:hlungsklage geWartet hätte, lä~st sich nicht feststeHen. Dies geht jedoch :tu Lasten

; der Beklagten, die bezüglich der Tatsachen darlegungs- und beweJspflichtigfst, a.us
. .

denen sichausnahrnsweise die Notwendigkeit einer ergänz~ndenVertragsauslegung

ergibt .ln die Zumutbarkeitse1wägungen einzubeziehen ist zudem, dass Rückforde- .

r~m9sansprüche detKunden der Beklagten zum größen Teil schon verjährt sind. SOw

.weit Verfahren noch nicht anhängig sind, ist das Rückforderungsrisikoder Beklagten,

wie sie selbst eiriräumt, gemaß §§ 195, 1998GB auf den aktu'ell nicht verjährten

Zeitraum vom 01.01.2007 bis Zum 3'1.12.2009 reduziert Da die Ve~ährungsregeln

- zu de~ gesetzlil:;hen Bestimmungen gehören, die dem Schutz der Beklagten dienen,

ist Von der'Bekl~gten auch zu verlangen, dass sie hierv~nGebrauchmacht, indem

sie "die Einrede' der Ve~ahrungihr~n K'unden geg~naber erhebt u~d dadurch gege-

ben$ntatis ein {ur sie unzumutbares Ergebnis ~erhindert (OLG Koblenz a.a,O.).

Nicht durchzudringen vermag die Beklagte ferner mit der Auffassung, der ersatzlose

. Fortfall der Preisanpassungsklausel fUhre auch im' Hinblick.auf den Massemge-;

schäftscharakter der Haushaltsk~ndenversorgung mit Gas z~ einem unzumutbaren
Ergebnis.

Ob ein sich aus dem Abschluss einer Vielzahl gleichlautender Vertr~ge ergebender

wirtschaftlicher Nachteil überhaupt geeignet sein kann, eine f1icht mehr hinnahmbare'

Verschiebung des Aquivalenzverhaltnisse$ zu begründen, hat der Bundesgerichtshof

.bislang ausdrücklich offen gelassen (Urteil vom 14~07.2010, WM 2010,1762 ff.;
8GHZ 182, 59 ff.), Diese Frage bedarf auch hier keiner abschließenden Entschei-

dung. Denn der Tatsachenvortrag der Beklagten zu diesem Aspekt verfängt nicht.

Allein die im Prozess erfolgte Darstellung der prozentualen Erhöhung derGasb~

zugspreise. die Angabe von Gewinn margen der Beklagten im konkreten Fall und die

ohne Darlegung einer nachprüfbaren Kalkulation pauschal in den Raum gesteUte

Behauptung eines ROckforderungsrisikos in zweistelliger Millionenhöhe reichen nicht

aU5f Um mit dem Argument des MassengeschAftscharakters ein erhebliches Miss-

verhältnis zu belegen. Soweit die Seklagte bel ihrem Zahlenwerk auf das Rückforde-

rungsrisiko für den Zeitraum vom 01.01.2007 bis 31.12.2009 unter Zugrundelegung

."des Abrechnungspreises per Oktober 2005 abstelU, fehlt es zudem bereits am vom

Bundesgerichtshof postUlierten Erfordernis des langen Zeitraumes. Darüber hinaus

ist auch in diesem 2usamll1enhang anzufOhren. dass es der Beklagten ohne Weite- .

res möglich gewesen Wäre. im Hinblick auf die ihr hinlänglich bekannte Wider-'

spruchswelle r~chtzeitigRückstellungen zu bilden.



,
:, . Unäbhängig davon ist zu' konstatieren, dass die von der Beklagten lediglich alsabso-

.. .:Iyt~s Zeahlenwerk in den Raum gestellten Verlusle fOr sich genommen keinerlei Au~-
. . .

s~gekraft besitzen. Die Konstruktion e.ines existenzbedrohenden Missverhältnisses

alleih aufSasis' der vorgelegten Verlustzahlen scheitert bereits deshalb, weU es an

jeglichen Angaben zum Substanzwert bzw . .Ertr8gswert der Beklagten fehlt, die es
ermöglichen würden; die 'iri den Raum gestellten Verluste in Relation zum wirtschaft-

lichen Gesamtkontext der Beklagten zu setzen. Außerdem sind die Angaben der Be;..

klagten zU den behaupteten drohenden Ve'f'lusten in rechtlich unerheblicher Weise

lediglich hypothetischer und rein spekulativer Natur, da sie nach den eigenen Erläu-

. tenmgen der Beklagten darauf.basieren, dass sämtliche Kunden Ansprüche auf

Rückzahlung zuviel gele,isteter Entgelte geltend machen. Dass dies tatsächlich der

Fa"· ist bzw: nach der allgemeinen Lebenserfahrung' und aufgrund realistischer Prog:.

nose zu erwarten sein wird. ist vbn der Beklagten weder ansatzweise dargetan rloch

sonst ersichtlich'. Im Gegent-eil ist aufgrund der VeröffentlIchungen In den Medien und

auf der eigenen Homepage der Beklagten sowie aufgrund der vor dem hiesigen Ge~

richt geführten Parallelprozesse gerichtsbekannt, dass die Beklagte bereits kompen~

satorisch~ Maßnahmen - so etwa die Koppelung von freiwilligen Rockerstattungen

an den Abschluss eines Neuvertrages bei Verzicht auf weitergehende, Ansprüche-

geprüft und auch ergriffen hat, die d·as behauptete Ruckforderungsrisiko relativieren,

und möglichen ErstattungsansprUchen ihrer Kunden durchaus mit Erfolg zu begeg-

nen versucht.

11

..AufgrUnd der vorstehenden Erwäg~ngen istdie Beklagte auch. daran gehindert, sich

auf den Wegfall der Bereicherung zu berufen.

Auch wenn die dem BereicherungsschUldner erwachsenen Erwerbskosten grund.

statzlich im Rahmen des § 818 Abs. 38GB anzurechnen sind, haben hierbei die Wer-

tungen, die sich aus äem Zweck des Bereieherungsansptuches ergeben, BerUck-

sichtigung zu finden, Die Beantwortung der Frage, inwieweit nach eingetretener Be-

reicherung der Schuldner Aufwendungen im Zusammenhang mit der Erlangung des

8eteicheruhgsg~genstandes bereicherungsmindernd geltend machen karm, hangt

daher maßgeblich davon ab, wer nach den Vorschriften des fehlgeschlagenen Ge~

schäfts das Entrelcherungsrisiko zu tragen hat (BGHZ tOB. 139 ff.; 116,,251 ff.).

Wie erwähnt, liegt das wirtschaftliche Beschaffungsrisiko im Gaslieferungssonder- .

vertrag -wie in anderen LiefeTVert~ägen auch -' grundsätzlich beim Lieferanten und
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,damit bei der Beklagten. Dieses Risiko kann die Bekia~ ~ls.V~r\Winderinder un-

wirks~meri Klausel nicht über§818 Abs. 38GB auf den I<.u~d·~r/t~ns~rieren.Hat
-:~;~'für<ten Zeitraum d$r ihl'zumutbaren Bindung höhere Erwerbskosten Zu Ulhlfm,
fälh'diE3s in ihren Risikobereich (OLG Köln, Urteil vom 19.02.2010, Az.: 19 U 143/09

- • • 1

ZNER 2010. 285ft).

Auch § 814 BGB stehf dem Rückfordetungsverlangen des Klägers nicht entgegen.

Nach dieser Vorschrift kann das ZUm Zwecke der Erfüllung einer VerbindHchke;t'Ge- i

leistete nicht zurückgefordert werden, wenn der leistende gewusst hat, dass er zur. -

Leistungnicht verpflichtet war. Hi~r fehlt es aber an deterforderUchen positiven

Kenntni$ der Rechtslage im ZeitpunKt der Leistung, also der Zahlung., durch den Klä-

ger.Derin es kommt in diesem Zusammenhang nicht allein auf die Kenntnis der Tat-
- .. " .

sachen an. sondern der Leistende muss auch die zutreffenden rechtllChtm Fotgerun-

gen ziehen. Weil die Rechtslage bezüglichd~rvon der Beklagten verwendeten
Prefsanpassungsklausel zunächst nicht eindeutig-obergerichtHch entschiede.n war,

konnten die Kunden auch keine positive Kenntnis davon haben, dass. weder ein ver-

tragliches noch ein gesetzriches Preiserhöhungsrecht der Bekfagten besteht (OLG

Harnm, Urteil vom 29.06.2009, R.d~ 2009,_261 ff.).

Die Beklagte kann sich 'auch nicht auf den Wegfall der Geschaft~rundlage (§ 313

8GB} berufen.
Es fehrt hier bereits ·an der Störung der Geschäftsgrundlage. Zur Geschaftsgrundlage

. . .

gehören afle nicht zum Vertragsinhalt erhobenen, aber bei Vertragsschluss beste-

henden gemeinsamen Vorstellungen der Vertragsparteien, sowie einseitige,. dem

Anderen erkennbare' Vorstellungen einer Vertragspartei vom Fortbestand oder Eintritt

bestimmter Umstände, sofern der Geschäftswille auf dieser Vorstellung aufbaut. Das
- .

isfhier aber.gerade nichfder Fa'll, weil diei unwirksame PrelsanpaSsungskläusel ex-

plizit Vertragsbestandteil war fOLG Hamm a.a.O.). Darüber hinaus kommt eine Ver-

tragsanpassung gern. §3136GB wegen Störung der Geschäftsgrundlage grundsätz-
e .

lichnur in Betracht, wenn die eingetretene Störung nicht dem Risikobereich eines der

Vel"tra-gs.schli.eßendenzuzurechnen ist (BGH NJW 2006,899 ff.). Das Risiko, dass !'
sich Teile von Allgemeinen Geschäftsbedingungen' ~Is unwirksam erweisen, trägt

aber grundsätzlich deren Verwender (BGH NJW 2008.2840 ff.), hIer wie erläute!1,

die Beklagte. Auch das ~isikO einer Steigerung der Beschaffungskosten trägt grund-



F satzlieh der Sachleistungsschuldner • hier

1

:ie Beklagte, und zwar auch darin, wenn

\: '" ,die Preise nicht mehr kostendeckend sind (BGH NJW 1977, 22~2 ff.) .

.
Die Beklagte kann sich gegen Ober dem Rückerstattungsanspruch auch nicht aufein

Leistungsyerweigerungsrecht gemäß § 2148GB berufen.

Die Ansprüche des Klägers sind nicht verjährt. Die bereicherungsrechtlichen Ansprß-

ehe des Klägers unterliegen der regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren ge-

mäß § 1956GB. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres,in dem der '

Anspruch entstanden ist und der Gläub'iger von den anspruch,sbegründenen Um-

stälidah und der PerSon des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrläs-

sigkeit erlangen musste (§ 199Abs. 18GB). Soweit die Beklagte "vorsorglich bezOg-

lieh aller bis zum Jahr 2005 einschließlich entstandener Anspruche" die Einrede der

Verjährung erhebt, ist nicht ersichtlich, dass der Kläger vorliegend so'ch~ Ansprücha

überhaupt geltend macht. Denn der Kläger stutzt sein Begehren aUf die sich aus den

jeweiligen Jahresrechnungen ergebenden Beträge, beginnend mit der Jahresrech .•

'nung aus dem Jahre 2006 Nicl,t maßgeblich ist demgegenüber;' dass der,Kfäger für

daS in dieser Jahresrechnung abgerechllete Verbrauchsjahr 2005 im Jahr 2005 Ab-

schlagszahlungen erbracht hatte. Denn der Anspruch des Klägers auf ROckerstat-

tung ist erst bei Erteilung der Verbrauchsabrechnung im Jahr2006 und nicht schon

bei Leistung derAbschlagszahlungen entstanden, weil der Klager erst nach Abrech-

nung Ober den Verbrauchsieitraum in zumutbarer Weise Kennthis über die HOhe
seines Verbrauches und die zugrunde gelegten Preise nehmen konnte (LG Köln,

Urteil vom 07.10.2010, Az.: 80302/09).

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist das Recht des Klägers auf Rückforderung

auch nicht verWirkt (§ 2428GB).

Ein Recht ist verwirkt. wenn der Berechtigte es längere Zeit hindurch nicht gelten~

gemachthat und der Verpflichtete sich darauf eingerichtet hat lind sich nach dem .

gesamten Verhalten des Berechtigten auch deraufeinrichten durfte, dass die~er dtAs

Recht nicht mehr geltend machen werde (8GHZ 84,280 ff.: 105.299 ff.; NJW 2008,

2254): So liegen die Dinge hier inde$ nicht. Es fehlt bereits afn erforderliChen Zeit-

moment Nicht von Belang ist insow~itdie Dauer des Vertragsverhättnisses selbst~

vislmehr knüpft das Zettmomentan die Möglichkeit an, das betreffende Recht gel-

tend zu machen. Bei rechtlichen Zweifeln - wie sie hier bezUglieh der Wirksamkeit der

Preisanpassungsklausel bestandsrl - darf der Berechtigte die Klärung ~er Rechtslage
, .
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abwarten (BGHZ 1, 8; BVerwGE 'p! 140). Demzufolge durfteder Kläger die Rechts..

kraftde~ Urteils des Oberlan~esger;chts Frankfurt am Main vom 05.05.2009 ahwar-
fe;n, bevor er seine Ansprüche gegenüberder Beklagten gerichtlich geltend machte.

Vorliegend fehlt es darüber hinaus auch am sogenannten Umstandsmoli\ent. Der

Verpflichtete mUss sich aufgrund' des Verhaltens des Berechtigten darauf eingeri,?h-

tat haben', dieser werde sein Rechtnicht mehr geltend machen, und wegen de~ge.

schaffenen Vertrauenstatbestandes 'muss 'die verspätete Geltendmachung des
Rechts als eine mit Treu und Glauben unvereinbare Härte erscheinen {BGHZ 25, 52;
67; 68J';AuBh daran fehlt eS-hier. Verwirkung setzt zwar nicht voraus. dass der- - -

Schuldher vön dem Bestehen des Rechts weiß (BGH NJW-RR 200~. 736 ff.) .

. Es kann aber kein schutzwürdigerVertrauenstatbestand·entstehen, wenn dem

'Schuldner,hier der Bekl~gten, klar ist, dass der Gläubiger von dem ihm zustehenden

Anspruch keine Kennti1is hat (BGH NJW 2.000, 140), o,der wenn der Glaubiger ~w;e

hier - wegen einer vom Schuldner pfliehtwidrig verwandten unwirksamen AG·B~

Klausel seinen Anspruch zunäohst nioht geltend macht (BGH NJW 2008. 2254). Die··

Beklagte konnte wegen ihres eigenen Vertragsve~toßes nicht darauf vertrauen, der

Kläger werde wegen des großen Zeitablaufs sein Recht nicht mehr; geltend machGn,

. Sowett die Beklagte ausgeführt hat dass von ihr "iJ1)FrUhjahr 200911 die Ergänzenden
~edlngungen auf die Regelungen der GasGW umgestellt worden seien und dass sie

ihren Kunden zu diesem' Zweck "im April 2009" ein Schreiben zur Änderung de~ Er.
gänzenden Bedingungen übersandt habe, bedarf die Frage, ob hierdurch die nun-

mehr auf § 5 Abs. 2 GasGW Bezug nehmende neue Preisanpassungsklausel (Ziffer

3. der Ergänzenden Bedingungen) Wirksam einbezogen wurde, ob mithin zwischen

den Parteien ein wi'rksamer Änderungsvertrag LS.d. §311 Abs. 18GB geschlqssen

wurde, was einen au~drücklichen Hinweis auf dEm konkret gean~eiten Text unter

drucktechnischer Hervorhebung der Neufassung zur Voraussetzung hat (MUnch-

Kömm-Basedow, 8GB, 5. Auf!. 2007, § 305 Rdnr. 77), keiner Klärung. Denn durch

die bloße Ersetzung einer unwirksamen Preisanpassungsklausel durch eine neue

Preisanpassungsklausel wird der von der 8~klagten bis zu diesem Zeitp~nkt einseitig

vorgegebene Preis n~ch nicht zu einem vereinbarten. Schon i~rer reinen Wörtbedeu-

tung nach, aber auch gemäß ihrem Wortlaut setzt die Preisanpassungsklausel einen.

zunächst vereinbarten Preis ·voraus. Daher vermag .sie bei threr Eir,fUhrung nicht

etwa den aktuell vorgegebenen - beklagtenseits bereits zuvor einseitig erhphten - .

Preis festzuschreiben, vielmehr greift,sie nur bei zeitlich nachfolgenden Preisände-
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rungen. Vorliegend fehlt es jedoch nicht nur an der zeitlichen Präzision des Vortrags

ger Beklagten dazu, zu welchem konkreten Zeitpunkt die neue Klausel Oberhaupt in
, . . . .

kraft getreten sein soll; im Dunkeln bleibt auch. ob es aufgrund dIeser neuen Klausel
.' - . - .

im streitgegenstandlichen Zeitraum überhaupt zu Prei$~nderungen gekommen ist.

Dies geht zu. Lasten der Beklagten, die sich auf die neue Klausel beruft

Nicht durchzudringen vermag die Beklagte, schließlich mit dem Einwand. d.ie Kalkula-

tion des Klägers sei betragsrnäßig nicht nachvollziehbar, weil der Kläger für den Zeit-
raum voin 01.01.2009 bis 30.11.2009 einen Arbeitspreis ·in Höhe von 1.457,89 € an-

führe, der einem Verbrauchswert in Höhe von 19.009 kWh entspreche, wohingegen

öt"hlde('aIs Anlage!'K2"zur Akte gereic~tEmformularmäßigen Berechnung des

Rückforderuogsbetrages für denselben Zeitraum einen Verbrauch in Höhe von ledig':

Uch 11.310 kWh zugrunde lege. Denn diese Annahme der Beklagten erweist sich bei

Lektüre der Anlage ~IK2"als unzutreffend. Entgegen der DarsteHung der Beklagten

bezieht sich der vomt<1äger in dieSe(förmul~rthäßigen·BeteChnLin~rniedeigelegte

Verbrauchswert lediglich auf de"n Zeitraum bis 30.04.2009. wie die handschriftliohe

Eintragung des Klägers in der betreffenden Zeile für das Jahr 2009 belegt. Denn dort

heißt es ausdrückl,ich: "Verbrauch 2009 [kWhJ bis 30.04./t. Un~bhangi9 hiervon ist

festzustellen, dass die Beklagte den vom Kläger in seiner Kalkulation, Blatt·4 der. '

Klageschrift; in Ansatz gebrachtEm Gesamtbetrag der Schlussrechnung aus 2009 in

Höhe von 1.457,89 € der Höhe nach nicht in Abrede'gestellt hat. Da die Klägerin die·

se Schlussrechnung selbst gesteUt hat, hätte es ihr jedoch oblegen, dem Sachvortrag

des Klägers an dieser Stelle substantiiert entgegenzutreten, soweit sie dahin ver-

'standen sein wollte. dass die Schlussrechnung aus 2009 sich nicht tlber den vom
Kläger bezeichneten, Betrag verhält. Dies hat die, Beklagte aber nicht getan:

Der Anspruch des ~Iägers gegen die Beklagte auf zahlung der tenorierten Zinsen

resultiert unter dem Gesichtspunkt des Zahlungsverzuges aus. den §§280 Abs. 1,

, 286 Abs. 1, 288 Abs.1 8GB. Mit Schreiben vom 05.10.2009 hatte der Kläger die Be.-

klagte auf Rückzahlung "jener Entgeltbestandteile". aufgefordert, die ihm "aufgrund

(von der Beklagten) im Sondertarif vorgenommenen Preiserhöhungen sm

01.11.2005 in Rechnung gesteift wurden", und zwar unter Fristsetzung bis zum

10.11.2009. Dass der vom Kläger in diesem Schreiben angegebene voraussichtlfche

Erstattungsbetrag Ober dem nunmehr klsgeweise geltend gemachten Betrag'lag,

hindert die erfolgte Inverzugsetzung nicht. Denn die Forderung eines ~u hohen Be- .
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trages stellt alne Wirksame Mahnung· dar. wenn der. Schuldner die Erklärung des' '..
Gläubigers' nach den Umstanden des Falls als AUfforderung zur Bewirkuhg dar tat-

sächlich geschuldeten Leistung verstehen muss und der Glaubiger zur Annahme der
. .

gegenüber ~einen Vorstellungen geringeren' Leistung bereit ist (BGH NJW 1999,.

3115 H.; 2005', 769); Das ist hier In Anbetracht der im Mahnschreiben ausdrücklich

als "voraussichtliche" Forderung bezeichneten Entgeltbestandteile der Fall. Zinsen

kahn der Kläger allerdings gemäß § 288 Abs. 1 S. 28G8 lediglich in Höhe vonfOrif

Prozentpunkten über d~m jeweiligen Basiszinssatz verlangen; de~geltend gemachte

höhere Zinssatz gemäß § 288 Abs. 28GB kommt nicht in Betracht. da es sich bei

dem Kläger 'um einen Verbraucher im Sinne des § 138GB handelt. Insoweit hatte

dahar Klageabweisung zu erfolgen; .

. Die Kostenentscheidung hat ihre Grundlage in § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO.

Die Entscheidung Ober die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 ZPO.

Fuchs

Richter am Amtsgericht
. "."
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